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I. Referat

A. Die zeitige Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe" 
1. Grundlagen

a)  Entstehung 

Das heute gültige Strafgesetzbuch unterscheidet nicht mehr verschiedene qualitative Formen der Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe" , es kennt vielmehr nur noch eine (Einheits-)Freiheitsstrafe
. Mit dem 1. Strafrechtsreformgesetz vom 25.06.1969 wurde die Unterscheidung der freiheitsentziehenden Sanktionen in Zuchthaus XE "Zuchthaus" , Gefängnis XE "Gefängnis" , Einschließung XE "Einschließung"  und Haft XE "Haft"  aufgegeben.

(1) Zuchthaus XE "Zuchthaus" 
Die schwerste der damals unterschiedenen Formen der Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  war die des Zuchthauses, welche sowohl zeitig (z.B. bei Totschlag XE "Totschlag" ), als auch lebenslang (z.B. bei Mord XE "Mord" ) verhängt werden konnte
.  Die Sanktion des zeitigen Zuchthauses war als Regelstrafe für Verbrechen XE "Verbrechen"  vorgesehen und unterschied sich zunächst auch in der Schärfe der  Vollzugsanwendung von den anderen Freiheitsstrafen. Mit Durchsetzung des obersten Vollzugsziels der Resozialisierung XE "Resozialisierung" , wurde jedoch von einer Anwendung der Sonderbestimmungen über den Vollzug der Zuchthausstrafe abgesehen
, womit als Qualifikation zu den anderen freiheitsentziehenden Sanktionen einzig die schwerwiegenden Nebenwirkungen übrig blieben, wie z.B. die zeitlich nicht begrenzte Aberkennung der Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden.
 

(2) Gefängnisstrafe XE "Gefängnisstrafe" 
Die Gefängnisstrafe XE "Gefängnisstrafe"  war Regelstrafe für Vergehen XE "Vergehen" , und der Höhe nach auf 5 Jahre beschränkt. Besondere Nebenfolgen, wie die Zuchthausstrafe, enthielt sie nicht automatisch, sie konnten jedoch zusätzlich richterlich verhängt werden
. 

(3) Einschließung XE "Einschließung" 
Eine dritte freiheitsentziehende Maßnahme stellte die Einschließung XE "Einschließung"  dar. Sie war der Länge nach zwar genauso umfänglich, wie Zuchthaus XE "Zuchthaus"  und Gefängnisstrafe XE "Gefängnisstrafe" , jedoch umfaßte der Vollzug dieser Sanktion den einfachen Freiheitsverlust des Täters ohne Arbeitszwang XE "Arbeitszwang"  und wurde darüber hinaus in besonderen Anstalten vollzogen
. Diese „weichere“ Form des Strafvollzuges war für Täter vorgesehen, deren Tatmotive einer sittlichen, politischen oder religiösen Überzeugung entsprangen.
 

(4) Haftstrafe XE "Haftstrafe" 
Die leichteste Form der Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  stellte die Haftstrafe XE "Haftstrafe"  dar, welche fast ausschließlich Übertretungen XE "Übertretungen"  sanktionierte, ausnahmsweise aber auch für Vergehen XE "Vergehen"  angedroht war
. Das damalige Strafrecht unterteilte Straftaten in drei Deliktskategorien. Neben Verbrechen XE "Verbrechen"  und Vergehen unterschied man noch Übertretungen. Mit dem Zweiten Gesetz zur Reform des Strafrechts von 1975 wurde diese Kategorie jedoch aufgegeben und deren Tatbestände hauptsächlich zu Ordnungswidrigkeiten XE "Ordnungswidrigkeiten"  umgewidmet
, welche nicht mit freiheitsentziehenden Maßnahmen, sondern ausschließlich mit Bußgeld XE "Bußgeld"  geahndet werden (vgl.  § 1 I OWiG). 

Die Haftstrafe XE "Haftstrafe"  wurde im zeitlichen Rahmen von einem Tag bis zu sechs Wochen in zwei zu unterscheidenden Arten verhängt. Es gab die einfache Haft XE "Haft"  ohne, sowie die verschärfte Haft mit Arbeitszwang XE "Arbeitszwang" .

b) Begriff der heutigen Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe" 
Das o.a. viergliedrige System der Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  verschmolz 1969 mit dem 1. Strafrechtsreformgesetz zu einer Einheitsfreiheitsstrafe XE "Einheitsfreiheitsstrafe" . Überreste der Unterscheidung sind jedoch auch in der heutigen Strafrechtsordnung noch immanent. So unterscheidet man im Jugendstrafrecht XE "Jugendstrafrecht"  zwischen Jugendarrest XE "Jugendarrest"  (§16 JGG) und Jugendstrafe XE "Jugendstrafe"  (§17 JGG); im  Wehrstrafrecht XE "Wehrstrafrecht"  gibt es neben der Freiheitsstrafe noch den sog. Strafarrest XE "Strafarrest"  (§9 WStG) . Dies macht es erforderlich, den Begriff der Freiheitsstrafe genau abzugrenzen
. Es ist zu unterscheiden zwischen Freiheitsstrafe im weiteren Sinne als Bezeichnung sämtlicher freiheitsentziehenden Sanktionen, d.h. unter Einschluß von Jugendstrafe und Strafarrest, und Freiheitsstrafe im engeren Sinne gemäß § 38 StGB
. Gegenstand dieser Darstellung ist die Freiheitsstrafe i.e.S..

2. Anwendung

a) Allgemeines

Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  ist für ausnahmslos jede Straftat angedroht, entweder in Form der zeitigen, oder der lebenslangen Freiheitsstrafe.

Gemäß § 38 II StGB beträgt das Mindestmaß der zeitigen Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  ein Monat; der Höhe nach ist sie auf 15 Jahre begrenzt. 

1996 wurden insgesamt 17,7 % aller abgeurteilten zu einer Freiheitsstrafe verurteilt.

Anteil der Freiheitsstrafe an den verhängten Sanktionen
:

Verurteilte insgesamt:

682844

Davon Freiheitsstrafe:

121326

in %:

17,77%

b) Abgrenzung zur Geldstrafe XE "Geldstrafe" 
Im Bereich zwischen einem Monat und einem Jahr konkurrieren Geldstrafe XE "Geldstrafe"  und Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe" , jedoch mit der Präferenzregelung des § 47 StGB  zu Gunsten der Geldstrafe im Bereich von Freiheitsstrafe bis zu 6 Monaten. Ziel dieser Vorschrift ist, kurze Freiheitsstrafen XE "kurze Freiheitsstrafen" , welche für den Täter eine unangemessene Härte bedeuten
,  zur Ausnahme zu machen,
 und sie nur in den engen Voraussetzungen des § 47 StGB zuzulassen. Die Wirkung des § 47 StGB, und damit die Notwendigkeit einer kurzen Freiheitsstrafe war und ist in der Strafrechtswissenschaft umstritten.

c) Problematik der kurzen Freiheitsstrafe

Nachfolgende Tabelle, sowie die der Veranschaulichung dienende Grafik belegen, daß in der Praxis fast 80 % der verhängten Freiheitsstrafe solche unter einem Jahr sind.

Verteilung der verhängten Freiheitsstrafen nach Dauer
:

Dauer
unter 1 Jahr
1-2 Jahre
2-5 Jahre
5-10Jahre
10-15 Jahre
Lebenslang
gesamt

absolut 
95742
16579
7311
1429
187
100
121326

%
78,91%
13,66%
6,03%
1,18%
0,15%
0,08%
100%
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Schon Ende des 19. Jahrhunderts bezeichnete Franz von Liszt die kurze Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  als Strafe, die eher dazu geeignet sei, das Verbrechen XE "Verbrechen"  zu fördern, als es zu vermeiden
. Für von Liszt wurde mit dieser Sanktion, das für ihn vorherrschende Strafziel der positiven Spezialprävention XE "Spezialprävention" 
, in dessen Vordergrund die Besserung des Täters steht
, nicht erreicht.   Auch heute, gemessen an anderen Strafzielen, ist fraglich, ob die Verhängung kurzer Freiheitsstrafen sinnvoll ist. 

Die generalpräventiven Straftheorien betrachten den Sinn und Zweck strafrechtlicher Ahndung zum einen im Zwang der Allgemeinheit zu normkonformen Verhalten (positive Generalprävention XE "Generalprävention" )
, zum anderen in der Abschreckung potentieller Täter (negative Generalprävention)
. 

Beleuchtet man unter diesem Aspekt die Sanktion der kurzen Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe" , so könnte man meinen, daß die Sanktion der Freiheitsstrafe ein höheres Abschreckungspotential  in sich birgt, als ambulante Sanktionen, wie z.B. die Geldstrafe XE "Geldstrafe" . Schließlich stellt eine freiheitsentziehende Maßnahme, mit all ihren materiellen Nachteilen und sozialen Unannehmlichkeiten für den Täter den ungleich höheren Eingriff dar. Jedoch wird ein potentieller Täter nur dann sein strafrechtlich relevantes Handeln von der zu erwartenden Sanktion abhängig machen, wenn er es von vornherein in seinen Erwägungen berücksichtigt, er gar eine „Kosten-Nutzen-Analyse“ vor Begehung der Tat vornimmt
. Dies wird regelmäßig nur in Teilbereichen der sog. „White-collar-Kriminalität XE "White-collar-Kriminalität" “  der Fall sein, wenn Täter aus Gewinnmaximierungsgründen planvoll Strafrechtsnormen verletzten
. Es ist daher davon auszugehen, daß sich die Masse der potentiellen Täter gerade nicht von dem Risiko einer zu erwartenden  Freiheitsstrafe insofern beeindrucken lassen, die Tatbegehung zu unterlassen.

Weiterhin ist zu berücksichtigen, daß § 2 S.1 StVollzG XE "StVollzG"  die Resozialisierung XE "Resozialisierung"  des Täters als Vollzugsziel vorschreibt. Die Möglichkeiten einer fruchtenden resozialisierenden  Einwirkung auf den Täter im Rahmen einer Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  unter einem halben Jahr ist jedoch aus soziologischer Sicht nicht zu erreichen. Auch sind Berufsaus- oder weiterbildende Maßnahmen erst ab einer zu verbüßenden Freiheitsstrafe von mindestens zwei Jahren möglich
. Auf den eine kurze Haftstrafe XE "Haftstrafe"  verbüßenden Täter kann daher nicht adäquat resozialisierend eingewirkt werden, es ist vielmehr zu befürchten, daß gerade durch die erheblichen Folgen, die der Antritt einer Freiheitsstrafe mit sich bringt, wie z.B. Verlust des Arbeitsplatzes und evtl. Ächtung durch soziales Umfeld oder Familie, eher dazu führen, daß der Täter, einmal als „Knacki“ abgestempelt, sich mit den kriminellen Subkulturen der Haftanstalten  arrangiert, und so den Grundstein für seine künftige kriminelle Karriere legt.

Die Verhängung wirkt daher vielfach eher entsozialisierend und widerstrebt so dem Vollzugsziel der Resozialisierung XE "Resozialisierung" . Die Verhängung kurzer Freiheitsstrafen ist somit im Regelfall abzulehnen.

d) Abgrenzung zur lebenslangen Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe" 
Neben der zeitlich begrenzten Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe" , kann auch auf lebenslange Freiheitsstrafe erkannt werden. Dies jedoch nur bei Tatbeständen, deren Strafrahmen XE "Strafrahmen"  dies auch vorsieht (vgl. z.B. §§ 211, 212II, 80  StGB).

Eine Verurteilung zu lebenslanger Haft XE "Haft"  bedeutet jedoch nicht zwangsläufig, daß der Täter auch tatsächlich sein Leben lang einsitzen muß. Jedem Täter muß die Chance eingeräumt werden, jemals wieder in Freiheit zu gelangen da nur so ein menschenwürdiger (Art. 1I GG) Strafvollzug XE "Strafvollzug"  zu gewährleisten ist
. In der Praxis wird daher so verfahren, daß nach 15 Jahren verbüßter Haft erneut darüber entschieden wird, ob die Strafe weiter vollstreckt wird oder der Täter, zunächst auf  Bewährung XE "Bewährung" , in die Freiheit entlassen wird. In der Regel wird daher auch eine lebenslang verhängte Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe" , tatsächlich nur als zeitige vollstreckt.

B. Die Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  zur Bewährung XE "Bewährung"  § 56 StGB 

1. Grundlagen

a) Allgemeines

Erkennt der Richter auf Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  von bis zu zwei Jahren, so hat er noch darüber zu entscheiden, ob der Vollzug dieser  Strafe unter den Voraussetzungen des § 56 StGB zur Bewährung XE "Bewährung"  ausgesetzt werden kann.  

In der Praxis werden ca. 77 % der Freiheitsstrafen unter einem Jahr und 65% der Freiheitsstrafen von über einem Jahr zur Bewährung ausgesetzt, wie nachfolgende Tabelle mit den Daten aus 1996 belegt.

Anteil der Strafaussetzung an insgesamt verhängten Freiheitsstrafen
:


unter 6 Mon.
6 Mon.
6-9 Mon
09-12 Mon.
1-2 Jahre

Anzahl
47660
17151
16234
14679
16575

davon Bewährung
37764
13303
11947
10703
10735

in %
79%
78%
74%
73%
65%

Dies bedeutet nicht, daß der Täter straflos davon kommt. Er wird zwar zur Freiheitsstrafe verurteilt, bleibt aber, sofern die Aussetzung nicht widerrufen wird, in Freiheit. Es wird daher nicht die Verhängung der Strafe, sondern deren Vollzug ausgesetzt. Die Möglichkeit, der Bewährungsaussetzung XE "Bewährungsaussetzung"  der Verurteilung gibt es nur im Jugendstrafrecht XE "Jugendstrafrecht"  (vgl. §§ 27 ff. JGG).

Durch die Aussetzung des Strafvollzuges wird dem Täter ein Vertrauensvorschuß gewährt, dessen er sich würdig erweisen muß
, da sonst die Aussetzung unter den Voraussetzungen des § 56f StGB   widerrufen wird. Auch hat er sich während der Bewährungszeit XE "Bewährungszeit" , welche sich nach § 56a StGB  bemißt, gewissen Reglementierungen  seiner Lebensführung zu unterwerfen.

b) Entstehung

Ende des 19. Jahrhunderts wurde in Deutschland der bedingte Erlaß der Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  auf dem Gnadenwege insbesondere für Jugendliche Ersttäter eingeführt
 und 1923 dann im RJGG XE "RJGG"  gesetzlich normiert. In das allgemeine Strafrecht gelangte die Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  zur Bewährung XE "Bewährung"  jedoch erst 1953 mit dem 3. StÄG.

2. Anwendung

a) Voraussetzungen

(1) Dauer der verhängten Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe" 
Zunächst darf die Dauer der verhängten Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  die in § 56 StGB normierten Grenzen nicht überschreiten. Maßstab hierfür ist nicht die gesetzlich angedrohte, sondern die im konkreten Fall verhängte Strafe. Nicht berücksichtigt wird hierbei eine evtl. nach § 51 StGB angerechnete Untersuchungshaft XE "Untersuchungshaft" 
. Jedoch ist strittig, ob eine Aussetzung dann erfolgen kann, wenn durch die Untersuchungshaft, die verhängte Freiheitsstrafe bereits als verbüßt gilt. Zwar existiert dann eine aussetzungsfähige Freiheitsstrafe nicht mehr, jedoch ergeben sich dadurch, daß für den Täter die Strafe nicht zur Bewährung XE "Bewährung"  ausgesetzt werden kann, registerrechtliche Nachteile für ihn
, obwohl er evtl. die Voraussetzungen einer Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  erfüllen würde.

Der Bundesgerichtshof verneint eine Aussetzungsfähigkeit in solchen Konstellationen,  da es Ziel einer Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  ist, den Täter durch den bei Bewährungserfolg  zu erwartenden Straferlaß XE "Straferlaß"  zu einer straffreien Lebensführung zu motivieren
. Dies setzte jedoch einen noch verbüßbaren Strafrest XE "Strafrest"  voraus, welcher vorliegend nicht gegeben sei. Weiterhin würden die registerrechtlichen Unbilligkeiten durch die während der Bewährungszeit XE "Bewährungszeit"  möglicherweise zu duldenden staatlichen Überwachungsmaßnahmen, ausgleichen
.

Der BGH verkennt hierbei jedoch, daß auch der drohende Verlust dieser registerrechtlichen Vorteile, zur Bewährung XE "Bewährung"  ausgesetzt,  einen hinreichenden Grund darstellen kann, um den Täter zu einer straffreien Lebensführung zu animieren
. Auch ist nicht einzusehen, warum diese Ungleichbehandlung dadurch gerechtfertigt sein soll, daß der zur Bewährung verurteilte Täter während der Bewährungszeit XE "Bewährungszeit"  durch die konkrete Bewährungsausgestaltung eine persönliche Beschwer in Kauf nehmen muß. Schließlich sind Bewährungsauflagen XE "Bewährungsauflagen"  und Weisungen XE "Weisungen"  nicht mit Zwangsmitteln durchsetzbar, sondern deren Nichteinhaltung kann lediglich zum Bewährungswiderruf XE "Bewährungswiderruf"  führen
. Die Bewährungszeit, mit ihren persönlichen Einschränkungen stellt folglich also vielmehr eine Chance für den Verurteilten, als eine Beschwer dar. Daher ist nicht einzusehen, diese Chance denen zu nehmen, deren Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  quasi zufällig durch  die Untersuchungshaftdauer aufgezehrt ist.  

Im Falle mehrerer tatmehrheitlich verwirklichter Tatbestände ist gemäß § 58 I  StGB die Gesamtstrafe XE "Gesamtstrafe"  als Maßstab heranzuziehen. 

Ferner darf laut § 56 IV 1 StGB die Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  nicht auf einen Teil der Strafe beschränkt werden.

(a) Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  bis zu einem Jahr

Die Präferenz in diesem Bereich liegt gemäß  § 56 I StGB eindeutig auf der Strafaussetzung XE "Strafaussetzung" , sofern eine positive Täterprognose XE "Täterprognose"  vorliegt.

Dennoch kann im Bereich von sechs Monaten bis zu einem Jahr eine Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  aus generalpräventiven Erwägungen versagt werden (§ 56 III StGB ).

(b) Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  von einem Jahr bis zu zwei Jahren

Auch eine Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  von Freiheitsstrafen zwischen einem und zwei Jahren ist gemäß § 56 II StGB möglich. Hier müssen aber zusätzlich zur günstigen Täterprognose XE "Täterprognose"  besondere Umstände vorliegen, die eine  Strafaussetzung rechtfertigen. 

(2) günstige Täterprognose XE "Täterprognose" 
Eine günstige Täterprognose XE "Täterprognose"  setzt voraus, daß zu erwarten ist, daß der Täter künftig ein straffreies Leben führt
. Die Prognose ist daher ausschließlich spezialpräventiv zu erstellen
. Erwartung heiß nicht, daß Gewißheit diesbezüglich vorliegen muß,  jedoch muß der Richter von der Wahrscheinlichkeit der Erwartung überzeugt sein
. Diese Überzeugung hat er aus Tatsachen zu gewinnen, welche gemäß § 267 III S.4 StPO in der Urteilsbegründung anzugeben sind. Zweifel bezüglich der Prognose gehen ausnahmsweise zu lasten des Täters, wohingegen bezüglich der Erwartungsprognose zugrundeliegenden Tatsachen der Grundsatz in dubio pro reo XE "in dubio pro reo"  gilt
. Je länger die verhängte Strafe, desto größer sind die Anforderungen an die positive Täterprognose und desto weniger werden Strafen werden folglich auch zur Bewährung ausgesetzt (She u. Grafik).

Anteil der Strafaussetzungen
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(3) Besondere Umstände 

Wie o.a. bedarf es für die Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  von Freiheitsstrafen zwischen einem und zwei Jahren über die günstige Täterprognose XE "Täterprognose"  hinaus noch sog. besonderer Umstände, welche eine Strafaussetzung rechtfertigen. Diese müssen sich bei Gesamtwürdigung von Tat und Täter ergeben, wobei hier der Grundsatz in dubio pro reo XE "in dubio pro reo"  Anwendung findet
. Der klassische Fall eines solchen besonderen Umstandes liegt vor, wenn der Täter sich während der Tatbegehung in einer außergewöhnlichen Konfliktsituation befand, welche ihn derart überforderte, daß er selbst als Opfer dieser Situation angesehen werden kann
. Aber auch in weniger extremen Ausnahmefällen werden bereits besondere Umstände vorliegen, so z.B., wenn die besonders schweren Tatfolgen, welche die hohe Strafe rechtfertigen, einem geringen Verschulden gegenüberstehen, oder die Folgen der Tat den Täter selbst stark getroffen haben
. Das Gesetz schreibt ferner vor, das Bemühen des Beschuldigten, den durch ihn verursachten Schaden wiedergutzumachen diesbezüglich positiv zu berücksichtigen.

b) Bewährungsentscheidungen XE "Bewährungsentscheidungen" 
(1) Allgemeines

Die Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  zur Bewährung XE "Bewährung"  wird gemäß § 267 IV 4 StPO im Urteil verkündet, wohingegen Entscheidungen des Gerichts nach §§ 56 a-d StGB durch selbständigen Beschluß ergehen, der zusammen mit dem Urteil verkündet wird (§ 268a I StPO).  

(2) Bewährungszeit XE "Bewährungszeit" 
§ 56a I StGB bestimmt, daß das die Bewährungszeit XE "Bewährungszeit"  zwischen zwei und fünf Jahren liegen muß, und durch das Gericht bestimmt wird. Die Frist beginnt gem. § 56a II StGB mit Rechtskraft des Urteils; während der Bewährungszeit ruht die Vollstreckungsverjährung XE "Vollstreckungsverjährung"  (§ 79a Nr. 2b StGB ).

Die Bewährungszeit XE "Bewährungszeit"  wird durch einen eventuellen Haftaufenthalt des Verurteilten, etwa Untersuchungshaft XE "Untersuchungshaft"  in einer anderen Sache, nicht unterbrochen
.

(3) Auflagen XE "Auflagen" 
Weiterhin kann der Richter dem Täter während der Bewährungszeit XE "Bewährungszeit"  gemäß § 56b StGB Auflagen XE "Auflagen"  erteilen.  Auflagen sind strafähnliche Maßnahmen
, welche vor allem dazu dienen, die Verurteilungen für solche Täter fühlbar zu machen, welche keiner Aufsicht und Hilfe während der Bewährungszeit bedürfen
. Sie haben daher repressiven Charakter. Der Katalog, der im § 56b II StGB aufgeführten Auflagen ist abschließend
. Bei dessen Ausgestaltung ist das verfassungsmäßige Prinzip der Verhältnismäßigkeit zu beachten; sie dürfen insbesondere nicht gesetzwidrig sein, oder unzumutbare Anforderungen an den Täter stellen
. Von der Erteilung von Auflagen kann abgesehen werden, wenn der Verurteilte sich freiwillig verpflichtet, entsprechende Maßnahmen durchzuführen (§ 56b III StGB).

(4) Weisungen XE "Weisungen" 
Anders als Auflagen XE "Auflagen"  sollen Weisungen XE "Weisungen"  nach § 56c StGB nicht repressiv wirken
. Weisungen verfolgen spezialpräventive Zwecke, sie sollen also dem Täter dabei Hilfestellung geben, künftig ein straffreies Leben führen zu können. Weisungen kommen daher also vornehmlich bei einer Gruppe von Verurteilten in Betracht,  bei denen ein vergleichsweise hohes Prognoserisiko vorliegt
.

Der Katalog der im § 56c II StGB aufgeführten Weisungen XE "Weisungen"  ist, wie sich aus der Formulierung des Gesetzes „..namentlich...“ ergibt, nicht abschließend. Der richterlichen Phantasie sind somit kaum Grenzen gesetzt, sofern nicht gegen Grundrechte XE "Grundrechte"  verstoßen, oder spezialgesetzliche Regelungen unterlaufen werden.

Weisungen XE "Weisungen"  nach § 56c III StGB bedürfen der Zustimmung des Verurteilten.

(5) Bewährungshilfe XE "Bewährungshilfe" 
Eine speziell geregelte Form der Weisung  stellt die Bewährungshilfe XE "Bewährungshilfe"  gem. § 56d StGB dar. Diese Weisung wird angeordnet, soweit es notwendig erscheint, den Täter unter die Aufsicht und Leistung eines Bewährungshelfers zu stellen, um ihn von neuen Straftaten abzuhalten. § 56d II StGB schreibt weiterhin vor, daß die Bestellung eines Bewährungshelfers in Fällen, in denen der Täter zum einen unter 27 Jahren alt und zum anderen eine Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  von über 9 Monaten  zu verbüßen hätte, die Regel sein soll. Weitere Indizien für die Notwendigkeit einer solchen Anordnung sind: Jugend des Täters, psychische Labilität, mangelnde soziale Integration und Bewährungsversagen
.

Die Aufgaben des Bewährungshelfers werden in § 56d  III StGB beschrieben. Er hat einerseits den Verurteilten zu betreuen, andererseits hilft er ihm, eine erfolgreiche  Bewährungszeit XE "Bewährungszeit"  zu absolvieren
.  Jedoch ist der Bewährungshelfer auch Helfer des Gerichts. So hat er z.B. die Einhaltung der Auflagen XE "Auflagen"  und Weisungen XE "Weisungen"  zu überwachen. Insofern kommt ihm also eine Doppelfunktion zu, die es in der Praxis erschwert, das Vertrauen des Verurteilten zu gewinnen
. Dem wird jedenfalls tendenziell dadurch Rechnung getragen, daß der Bewährungshelfer nur „grobe und beharrliche Verstöße“ gegen diese Anordnungen dem Gericht melden muß (§ 56d III S.4 StGB).  

Die Dauer der  Unterstellung muß nicht kongruent mit der Bewährungszeit XE "Bewährungszeit"  sein, sondern kann diese auch unterschreiten.

c) Widerruf

Unter den engen Voraussetzungen des § 56f StGB ist ein Widerruf der Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  möglich. Es muß insbesondere einer der in  § 56f I Nr. 1 bis 3 genannten  Widerrufsgründe, welche dort abschließend aufgelistet sind
, vorliegen. 

§ 56f ist so ausgestaltet, daß ein Widerruf der Bewährung XE "Bewährung"  ultima ratio bleibt
. Mildere Reaktionsmittel auf Fehlverhalten während der Bewährungszeit XE "Bewährungszeit"  sind der Erlaß weiterer Auflagen XE "Auflagen"  und Weisungen XE "Weisungen"  (§ 56f II Nr. 1 StGB) oder Verlängerung der  Unterstellungs- oder Bewährungszeit (§ 56f II Nr. 2 StGB). 

d) Straferlaß XE "Straferlaß" 
Wurde die Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  nicht widerrufen und ist die Bewährungszeit XE "Bewährungszeit"  abgelaufen, so ist die Strafe gem. § 56g StGB zu erlassen. Ein erfolgter Straferlaß XE "Straferlaß"  ist nur dann widerrufbar, wenn der Täter nachträglich wegen einer, während der Bewährungszeit vorsätzlich begangenen Tat zu mindestens 6 Monaten Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  verurteilt wird ( § 56g II StGB) .

C. Die Strafrestaussetzung XE "Strafrestaussetzung"  zur Bewährung XE "Bewährung"  § 57 StGB 

1. Allgemeines

Wird die Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  nicht zur Bewährung XE "Bewährung"  ausgesetzt, so ist sie mit Rechtskraft des Strafurteils vollstreckbar (§ 449 StPO). Die Dauer der zu verbüßenden Freiheitsstrafe wird im Urteil bestimmt, was jedoch nicht heißt, daß der Täter auch für diese Dauer einsitzen muß. § 57 StGB eröffnet die Möglichkeit der vorzeitigen Entlassung und Aussetzung des Strafrestes zur Bewährung, in den nachfolgend aufgeführten Voraussetzungen. 1996 gelangten auf diesem Weg fast 30 % in die Freiheit.

Entlassungen in die Freiheit aus Haftanstalten 1996
:


Gesamt
Strafende
Strafrestaussetzung

absolut
71383
50718
20665

in %
100%
71,05%
28,95%

Wurde die Dauer der im Urteil festgesetzten Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  auf dem Gnadenwege bereits verkürzt, so ist diese verkürzte Dauer Maßstab zur Berechnung der 2/3 Frist
, da sonst keine Gnadenwirkung mehr feststellbar wäre
.

Zuständig für die Entscheidung über eine Strafrestaussetzung XE "Strafrestaussetzung"  ist die Strafvollstreckungskammer am Landgericht (§ 462a StPO ), welche ohne mündliche Verhandlung, aber nach Anhörung von Staatsanwaltschaft, Verurteiltem und Vollzugsanstalt entscheidet (§ 454 I StPO ). 

Für die Bewährungsentscheidungen XE "Bewährungsentscheidungen"  gelten auch hier gemäß § 57 III StGB die Vorschriften über die primäre Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  (§§ 56a-d StGB) entsprechend.     

2. Strafrestaussetzung XE "Strafrestaussetzung"  nach einer Verbüßungsdauer von 2/3 der verhängten Strafe

Obligatorisch ist die Strafrestaussetzung XE "Strafrestaussetzung" , sofern bereits 2/3 der verhängten und mindestens zwei Monate der Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  verbüßt sind, eine günstige Täterprognose XE "Täterprognose"  gestellt werden kann (§ 57 I Nr.2 StGB) und der Täter einwilligt (§ 57 I Nr.3 StGB).

a) günstige Täterprognose XE "Täterprognose"  (§ 57 I Nr.2 StGB)

An die Anforderungen der Täterprognose XE "Täterprognose"  sind im Falle des § 57 StGB weniger strenge Anforderungen zu stellen, als es bei einer Prognose im Rahmen des § 56 I StGB notwendig ist
. Während bei Beurteilung der Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  zur Bewährung XE "Bewährung"  die Erwartung künftig straffreien Lebens vorhanden sein muß (s.o.), genügt vorliegend bei der Strafrestaussetzung XE "Strafrestaussetzung" , daß verantwortet werden kann zu erproben, ob der Gefangene künftig keine weiteren Straftaten begeht
. Bei dieser Entscheidung sind ausschließlich spezialpräventive Strafzwecke zu berücksichtigen, insbesondere Fallen hier generalpräventive Aspekte nicht ins Gewicht
, da eine Regelung, vergleichbar der des § 56 III StGB hier nicht vorhanden ist.  

b) Einwilligung des Täters (§ 57 I Nr.3 StGB)

Eine weitere Abweichung vom Recht der Strafaussetzung XE "Strafaussetzung"  zur Bewährung XE "Bewährung"  stellt das Erfordernis der Einwilligung des Verurteilten gemäß § 57 I Nr. 3 StGB dar. Gegen seinen Willen ist daher eine Strafrestaussetzung XE "Strafrestaussetzung"  nicht möglich. 

Man könnte davon ausgehen, daß dies ein in der Praxis eher unbedeutendes Merkmal darstellt, möchte doch wohl jeder Strafgefangene alsbald als möglich in Freiheit gelangen und daher kaum seine Zustimmung zu einer vorzeitigen Entlassung verweigern. Die Realität sieht jedoch anders aus, wie eine in Hessen durchgeführte Analyse zeigte
. Dort verweigerten 12,2 % der in Frage kommenden Insassen eine vorzeitige Entlassung. Die Gründe hierfür liegen auf der Hand. Häufig wird es von den Strafgefangenen als geringeres Übel verstanden, das restliche Drittel ihrer Strafe abzusitzen, gemessen an den Einschränkungen der Auflagen XE "Auflagen"  und Weisungen XE "Weisungen" , welche dann in der Bewährungszeit XE "Bewährungszeit"  befolgt werden müssten. Aber auch eine negative Selbstauslese Strafgefangener, die selbst ihre Aussichten als gering einschätzen, verhindern so präventiv eine ablehnende  Aussetzungsentscheidung XE "Aussetzungsentscheidung" 
.

Fraglich ist daher, inwieweit es eines solchen Einwilligungserfordernisses überhaupt bedarf, bzw. ob gar ein Rechtsanspruch auf Vollverbüßung der Haftstrafe XE "Haftstrafe"  für den Verurteilten besteht.

Nach ganz herrschender Meinung wird das Einwilligungserfordernis akzeptiert
. Schließlich sei von jemanden, der schon gar nicht aus der Haft XE "Haft"  entlassen werden möchte keine erfolgreiche Bewährung XE "Bewährung"  zu erwarten
. Der BGH geht von einem Recht des Verurteilten aus, Ort und Dauer der Nachwirkungen seiner Verurteilung selber zu bestimmen
.

Nach anderer Ansicht ist eine das Erfordernis einer solchen Einwilligung jedoch systemwidrig
. Schließlich steht den Schuldigen auch bei Sanktionsverhängung kein Mitsprache- oder gar Wahlrecht zu, warum soll er dann seine Zustimmung zur Strafrestaussetzung XE "Strafrestaussetzung"  geben müssen
. Es ist darüber hinaus auch nicht nachvollziehbar, woher sich ein Vollverbüßungsanspruch XE "Vollverbüßungsanspruch"  ergeben soll. Schließlich wird einem Gefangenen auch nicht eingeräumt, einmal vorzeitig entlassen, freiwillig in die Haftanstalt zurückzukehren
. Dann wird ihm also zugemutet, sich z.B. beharrlich gegen Weisungen XE "Weisungen"  zu widersetzen, um zurück in die Haftanstalt zu gelangen.  Darüber hinaus ist bei einer fehlenden Bereitschaft des Insassen zur Strafrestaussetzung doch schon regelmäßig die erforderliche günstige Sozialprognose XE "Sozialprognose"  hinfällig.

Daher bedeutet diese Regelung eine Systemwidrigkeit, derer es aus den dargelegten Gründen nicht bedarf. 

3. Strafrestaussetzung XE "Strafrestaussetzung"  nach einer Verbüßungsdauer von ½ der verhängten Strafe

Anders als die obligatorische Strafrestaussetzung XE "Strafrestaussetzung"  nach 2/3 der verhängten Haftstrafe XE "Haftstrafe"  (s.o.), wurde die Strafrestaussetzung nach Halbverbüßung bevorzugt für einen gewissen Täterkreis eingeführt, und ist erst ab einer bereits verbüßten Freiheitsstrafe XE "Freiheitsstrafe"  von sechs Monaten zulässig. § 57 II StGB benennt zum einen Erstverbüßer, mit einer Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jahren  (Nr.1), und zum anderen solche Täter, bei denen eine Gesamtwürdiung von Tat, Täter und Verhalten während des Vollzuges ergibt, daß besondere Umstände vorliegen, die eine vorzeitige Haftentlassung rechtfertigen (Nr. 2).

Solche Gründe können aus spezial- oder generalpräventiver Sicht „besonders“ sein
; eine generalpräventive Betrachtung ist hier, anders als bei § 57 I StGB, zulässig. 

Weiterhin müssen die o.a. Voraussetzungen des § 57 I  StGB vorliegen.  

Potsdam, 14.01.1999    .........................................................................

                                      Nils-Roman Priesnitz

II. Sachverzeichnis



A
Arbeitszwang
2

Auflagen
12, 13, 14, 16

Aussetzungsentscheidung
16

B
Bewährung
6, 7, 8, 9, 11, 14, 15, 16

Bewährungsauflagen
9

Bewährungsaussetzung
7

Bewährungsentscheidungen
11, 15

Bewährungshilfe
13

Bewährungswiderruf
9

Bewährungszeit
7, 9, 11, 12, 13, 14, 16

Bußgeld
2

E
Einheitsfreiheitsstrafe
3

Einschließung
1, 2

F
Freiheitsstrafe
1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 13, 14, 15, 17

G
Gefängnis
1

Gefängnisstrafe
2

Geldstrafe
4, 5

Generalprävention
5

Gesamtstrafe
9

Grundrechte
12

H
Haft
1, 2, 6, 16

Haftstrafe
2, 5, 16, 17

I
in dubio pro reo
10, 11

J
Jugendarrest
3

Jugendstrafe
3

Jugendstrafrecht
3, 7

K
kurze Freiheitsstrafen
4

M
Mord
1

O
Ordnungswidrigkeiten
2

R
Resozialisierung
1, 5, 6

RJGG
8

S
Sozialprognose
17

Spezialprävention
5

Strafarrest
3

Strafaussetzung
7, 8, 9, 10, 11, 13, 14, 15, 16

Straferlaß
8, 14

Strafrahmen
6

Strafrest
8

Strafrestaussetzung
14, 15, 16, 17

Strafvollzug
6, 16

StVollzG
5

T
Täterprognose
9, 10, 11, 15

Totschlag
1

Ü
Übertretungen
2

Untersuchungshaft
8, 12

V
Verbrechen
1, 2, 4

Vergehen
2

Vollstreckungsverjährung
11

Vollverbüßungsanspruch
17

W
Wehrstrafrecht
3

Weisungen
9, 12, 13, 14, 16, 17

White-collar-Kriminalität
5

Z
Zuchthaus
1, 2



� EINBETTEN Excel.Sheet.8  ���





� EINBETTEN Excel.Sheet.8  ���








� Tröndle § 38 Rdnr. 1.


� Jescheck, Seite 513.


� Jescheck, Seite 514.


� Jescheck, Seite 514.


� Jescheck, Seite 514.


� Jescheck, Seite 515.


� Jescheck, Seite 515.


� Jescheck, Seite 515.


� Mitsch, Ordnungswidrigkeitenrecht, Seite 18.


� Tröndle § 38, Rdnr. 1a.


� Tröndle § 38, Rdnr. 1a.


� Quelle: Statistisches Bundesamt 1996, Rechtspflege, Reihe 3 Strafverfolgung, Fachserie 10, Seite 48, 1996


� Lackner § 47 Rdnr. 1.


� Roxin, JA 1980, Seite 549.


� Statistisches Bundesamt, a.a.O. (Fn. 12)


� Weigend, JZ 1986, Seite 261.


� Weigend, JZ 1986, Seite 261.


� Kaiser, Seite 148.


� Hassemer, Seite 309f..


� Kaiser, Seite 142.


� Weigend, JZ 1986, Seite 265.


� Weigend, JZ 1986, Seite 265.


� Streng, Seite 89.


� BVerfGE 45, 187ff. 


� Statistisches Bundesamt, a.a.O.


� Mitsch, JA 1993, Seite 226.


� Streng, Seite 64.


� BGHSt 5, 377. 


� Vgl. §§ 30 ff. BZRG.


� BGHSt 31, 25 (28).


� BGHSt 31, 25 (28).


� Stree, NStZ, 1982, 327.


� Stree, NStZ, 1982, 328.


� Schönke/Schröder (Stree), § 56 Rdnr. 16.


� Tröndle, § 56 Rdnr. 4.


� Schönke/Schröder (Stree), § 56 Rdnr. 16.


� Streng, Seite 66 f. .


� Statistisches Bundesamt, a.a.O.


� Lackner, § 56 Rdnr. 19.


� Streng, Seite 69.


� Streng, Seite 69.


� Tröndle, § 56a, Rdnr. 2.


� Streng, Seite 71.


� Lackner, § 56b, Rdnr. 1.


� Lackner, § 56b, Rdnr. 3.


� Tröndle § 56b, Rdnr. 4.


� Mitsch, JA 1995, Seite 227.


� Streng, Seite 73.


� Streng, Seite 75.


� Streng, Seite 76.


�  Streng, Seite 76.


� Lackner, § 56f Rdnr. 1.


� Streng, Seite 79.


� Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 10, Reihe 4.2, 1996, Seite 9.


� Schönke/Schröder (Stree), § 57 Rdnr. 5.


� Streng, Seite 99.


� Mitsch, JA 1993, Seite 227.


� Schönke/Schröder (Stree) § 57, Rdnr. 9.


� Schönke/Schröder (Stree) § 57, Rdnr. 14.


� Laubenthal, JZ 1988, Seite 952.


� Laubenthal, Strafvollzug� XE "Strafvollzug" �, Rdnr. 495.


� Lackner, § 57, Rdnr. 11.


� Laubenthal, JZ 1988, Seite 952, vgl. auch: 1. Schriftl. Bericht des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform, BT-Dr. V/4094, Seite 13.


� BGH NJW 1969, 244.


� Laubenthal, Strafvollzug� XE "Strafvollzug" �, Rdnr. 495.


� Laubenthal, JZ 1988,  Seite 952.


� Laubenthal, JZ 1988,  Seite 953.


� Streng, Seite 103.





SEITE  
V

[image: image3.wmf]78,91%

13,66%

6,03%

1,18%

0,15%

0,08%

0,00%

20,00%

40,00%

60,00%

80,00%

1

2

3

4

5

6

[image: image4.wmf]79%

78%

74%

73%

65%

0%

20%

40%

60%

80%

100%

1

2

3

4

5

<6           6          6-9              9-12       12-24 Monate

_977840059.xls
Diagramm3

		0.7891301123

		0.1366483689

		0.0602591365

		0.0117781844

		0.0015413019

		0.0008242256





Tabelle1

		

		Verurteilte insgesamt:				682844

		Freiheitsstrafe:				121326

		in %:				17.77%

				Dauer der verhängten Freiheitsstrafe

		Dauer		unter 6 Monate		6 Monate		6-9 Monate		9-12 Monate		1-2 Jahre		2-5 Jahre		5-10Jahre		10-15 Jahre		Lebenslang		gesamt

		absolut		47660		17151		16234		14679		16579		7311		1429		187		100		121326

		%		39.28%		14.14%		13.38%		12.10%		13.66%		6.03%		1.18%		0.15%		0.08%		100.00%

				Dauer		unter 1 Jahr		1-2 Jahre		2-5 Jahre		5-10Jahre		10-15 Jahre		Lebenslang		gesamt

				absolut		95742		16579		7311		1429		187		100		121326

				%		78.91%		13.66%		6.03%		1.18%		0.15%		0.08%		100%
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		0.39282594

		0.1413629395

		0.1338047904

		0.1209880817

		0.1366483689

		0.0602591365

		0.0117781844

		0.0015413019

		0.0008242256



Dauer der Freiheitsstrafe 1996

unter 1 Jahr

1-2 Jahre
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Tabelle1

		

		Verurteilte insgesamt:				682844

		Freiheitsstrafe:				121326

		in %:				17.77%

				Dauer der verhängten Freiheitsstrafe

		Dauer		unter 6 Monate		6 Monate		6-9 Monate		9-12 Monate		1-2 Jahre		2-5 Jahre		5-10Jahre		10-15 Jahre		Lebenslang		gesamt

		absolut		47660		17151		16234		14679		16579		7311		1429		187		100		121326

		%		39.28%		14.14%		13.38%		12.10%		13.66%		6.03%		1.18%		0.15%		0.08%		100.00%

				Dauer		unter 1 Jahr		1-2 Jahre		2-5 Jahre		5-10Jahre		10-15 Jahre		Lebenslang		gesamt

				absolut		95742		16579		7311		1429		187		100		121326

				%		78.91%		13.66%		6.03%		1.18%		0.15%		0.08%		100%

						unter 6 Mon.		6 Mon.		6-9 Mon		09-12 Mon.		1-2 Jahre

				Anzahl		47660		17151		16234		14679		16575

				davon Bewährung		37764		13303		11947		10703		10735

				in %		79%		78%		74%		73%		65%
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